Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1910 


Antrag 

der Abgeordneten Schütz, Sdimücker, Burgemeister 
und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung der Verordnung zum Schutze 
der Wirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Die Verordnung des Reidispräsidenten 
zum Schutze der Wirtschaft vom 9. März 
1932 (Reichsgesetzbl. I S. 121) wird wie folgt 
ergänzt: 

Im Ersten Teil erhält § 1 die folgenden 
neuen Absätze 4 und 5: 

„(4) Die Bestimmungen dieser Verordnung 
finden keine Anwendung, wenn in gemein- 
samer Werbung zwecks Heranziehung der 
Verbraucher zur werblichen Mitarbeit Wer- 
bungsträger mit nicht auf Sachen gerichteten, 
im einzelnen geringwertigen sowie die Ra- 
battgrenze nicht übersteigenden Leistungs- 
versprechen mit Waren ausgegeben werden, 
sofern 

a) der Geldwert dieser Leistungsansprüdie, 
die auch 'bei Sammelfähigkeit sdion von 
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geringwertiger Höhe ab eingelöst werden 
können, klar erkennbar ist und 

b) ohne zusätzlichen Kostenaufwand für das 
erfolgreichste Einsammeln der Werbungs- 
träger den Leistungsansprüchen gleich- 
artige Prämien ausgesetzt sind, wobei der 
höchste Prämienwert 150 Deutsche Mark 
nicht übersteigen darf. 

(5) Wer mit eigenem Aufwand Werbemit- 
tel nach Absatz 4 verwendet, darf als Letzt- 
verteiler insoweit nicht gleichzeitig Aufwen- 
dungen für Rabatte und Rückvergütungen 
machen/' 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Holla 

Meyer-Ronnenberg 

Oetzel 

Stiller 

Stücklen 


Dr. Dollinger 
Dr. Dresbach 
Dr. Edkhardt 
Friese 
Dr, Furier 
Günther 



Begründung 


I, Allgemeines 

Die beantragte Ergänzung des § 1 der Ver- 
ordnung zum Schutze der Wirtschaft vom 
9. März 1932 (ZVO) soll auch für kleine 
und mittlere Unternehmungen, denen eine 
erfolgreiche Wort- und Anschauungswerbung 
infolge des dafür hohen Kostenaufwandes 
nicht entsprechend zugänglich ist, gute und 
ausbaufähige Werbemöglichkeiten schaffen. 
Es wird dadurch die für eine gesunde Preis- 
politik notwendige Freiheit des Wettbewerbs 
gefördert, ohne daß dieses Ziel durch eine 
steuerliche Belastung der Großwerbung an- 
gestrebt werden muß. 

Zur Zeit muß die Rechtsprechung Tatbe- 
stände der hier fraglichen Art als unerlaubte 
Zugaben ansehen (so BGH vom 15. Dezem- 
ber 1953 — IR 167/53), obwohl ihre durch- 
aus andere Struktur auch von den ordent- 
lichen Gerichten nicht verkannt wurde. An- 
dere Entscheidungen wären gleichbedeutend 
mit der Durchlöcherung der seit langem ge- 
festigten Rechtsprechung zu den Problemen 
der sogenannten „Gutschein- bzw. Sammel- 
zugaben‘\ 

Solche Konsequenzen scheuten verständlicher- 
weise die Gerichte, und tatsächlich wären 
daraus unerfreuliche Ausweitungen von Zu- 
gabemöglichkeiten entstanden. Um nun 
einerseits die grundsätzlich bewährte, vom 
BGH ausgebaute Gerichtspraxis zum Gut- 
scheinproblem in ihrem Bestand zu sichern, 
andererseits aber die hier in Frage stehenden 
Werbemöglichkeiten unter Sicherung der all- 
gemeinen Grenzen lauterer Werbung freizu- 
geben, ist diese Ergänzung der ZVO notwen- 
dig geworden. 

Eine Zulassung solcher Werbungen ist aber 
auch aus sozialpolitischen und volkswirt- 
schaftlichen Gründen erwünscht. Für Wer- 
bungen im Rahmen der durch diesen Ergän- 
zungsantrag festgelegten Tatbestände sollen 


deshalb die Bestimmungen der ZVO keine 
Anwendung finden, 

11. Die Bestimmungen des Artikels 1 

1. In der Novelle wird ein näher umschrie- 
benes Handeln „zwecks Heranziehung der 
Verbraucher zur werblichen Mitarbeit“ ver- 
langt. Es muß also die Werbung diese Heran- 
ziehung „bezwecken“, wobei aber — bei nor- 
mativer Würdigung des Wesens der Wer- 
bung — „objektive Eignung“ dafür genügt. 
Gerade hier liegt der Angelpunkt der neuen 
Werbungen, denen die Bahn freigegeben 
werden soll und die grundsätzlich darauf hin- 
auslaufen, durch Gewinnung des Interes- 
ses und des Verständnisses der Verbraucher 
für die Aufgaben der Werbung deren Nutz- 
effekt zu erhöhen. 

2. Die Wirkungsweise der fraglichen Werbe- 
systeme ist folgende: 

Es werden Werbungsträger, z. B. kleine 
Werbezettel, mit Waren unter die Ver- 
braucher gestreut. Diese Werbungsträger 
unterliegen grundsätzlich den allgemeinen 
Beschränkungen. Auf einem Abschnitt jedes 
Werbungsträgers werden nun „Leistungsver- 
sprechen“ bekanntgegeben, indem ent- 
sprechende empfangs- und annahmebedürf- 
tige Willenserklärungen (Angebote) auf die- 
sem Werbungsträger „angedruckt“ oder in 
sonst geeigneter Weise — etwa durch Auf- 
kleben von Marken oder dergleichen — da- 
mit kombiniert werden. Diese Felder oder 
Marken, in denen die Leistungsversprechen 
verbrieft sind, können vom Käufer nach 
eigenem Ermessen bis zu beliebiger Menge 
gespart werden. Dabei wird die Aufmerk- 
samkeit des Verbrauchers dadürch auf die 
Werbung gelenkt, daß er diese Felder oder 
Marken irgendwie vom Werbeträger abtren- 
nen muß. Es muß daher eine körperliche 
Verbindung dieser Marken oder Felder mit 
den Werbungsträgern vorliegen und es ge- 
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nügt nicht, daß etwa lose Marken einem 
solchen Werbungsträger beigelegt werden. 

3. Es muß sich um Leistungsversprechen 
handeln, die nidit „auf Sadien gerichtet 
sind“. Also um das Versprechen einer Lei- 
stung, wobei diese Leistung aber nicht in der 
Gewährung einer Sache (körperlicher Gegen- 
stand, § 90 BGB) bestehen darf. Damit wird 
die Gefahr ausgeschaltet, daß die sogenannte 
„Wertreklame“ (Zugabe von Kaffeekannen 
usw.) auf dem Umwege der Gutscheine wie- 
der auflebt. 

Die Leistungsversprechen müssen einen für 
die Allgemeinheit „klar erkennbaren Geld- 
wert“ haben, dürfen jedoch nicht auf Zah- 
lung einer Geldsumme lauten. Das setzt vor- 
aus, daß das Leistungsversprechen einen Geld- 
wert hat, es setzt jedoch nicht voraus, daß 
dieser Geldwert zahlenmäßig angegeben ist. 
Er muß aber audi für den einfachen Mann 
und für die einkaufende Hausfrau stets 
„klar“ und hinsichtlich seiner Höhe unstrei- 
tig erkennbar sein. Das ist z. B. der Fall, 
wenn die fraglichen Leistungsversprechen 
auf Leistungen lauten, deren Geldwert jeder- 
mann kennt, wie etwa die Gebühren der Post 
für einfache Inlandsbriefe, die km-Gebühren 
der Bundesbahn usw. Man wird die klare Er- 
kennbarkeit auch dann bejahen, wenn es sich 
um Verknüpfungen handelt, bei denen jeder- 
mann unschwierig sich sofort über die zu- 
grunde liegende Taxe unterrichten kann. 

4. Durch die verlangte Verteilung der Wer- 
bungsträger „mit Waren“ werden diese 
„Kleinplakate“ weit gestreut und müssen 
nun, allüberall unter den Verbrauchern ver- 
teilt, von denjenigen, die sich für die „Er- 
folgsprämien“ (Buchstabe b) interessieren, 
aufgesucht und eingesammelt werden. Diese 
Erfolgsprämien sind — im Gegensatz zu den 
Leistungsversprechen — jeweils „firmenge- 
bunden“: Jede Firma wirbt mit besonderen, 
von ihr gestalteten Werbezetteln; die Erfolgs- 
prämien werden von der werbenden Firma in 
einer feststehenden Anzahl jeweils denjenigen 
gegeben, die die meisten von dieser Firma aus- 
gegebenen Werbezettel eingeholt haben und 
einsenden. 

Beim Aufsuchen und Sortieren dieser Kleinst- 
plakate entfaltet sich nun die Kernwirkung 
der zugelassenen Systeme durch die Herbei- 
führung von Aussprachen über Warenpreise 
und Qualitäten auf Verbraucherebene. Regel- 
mäßig wird dieses „Einsammeln“ der wahllos 
verstreuten Werbezettel den Anlaß zu Unter- 
haltungen darüber geben, warum etwa der 


Angesprochene die fragliche Marke kauft und 
nicht das dem gesuchten Werbungsträger ent- 
sprechende Erzeugnis bevorzugt, das durch- 
aus mit demselben Werbesystem arbeiten 
kann. Solche Gespräclie bringen also die so 
werbende Firma stets in die „Gefahr“, daß bei 
den durch ihre Werbung ausgelösten Gesprä- 
chen unter den Verbrauchern, also auf sehr 
neutraler, lediglich von Betraditungen über 
Qualität und Preis beeinflußter Ebene, die 
Qualität der Ware ihrer engsten Mitbewerber 
lobend über ihre eigenen Waren gestellt wird. 
Das Risiko soldier Gespräche wird ein Wett- 
bewerber nur in Kauf nehmen, wenn er der 
Qualität seiner Ware gewiß ist, wenn er dar- 
auf vertraut, daß seine Ware bei den so ent- 
stehenden Gesprächen der Kunden unterein- 
ander durch ihre Qualität und Preiswürdig- 
keit sich behauptet und nicht durch die Sug- 
gestivkraft übersteigerter Werbung. Werbe- 
systeme der fraglichen Art geben also auf glei- 
cher Werbeebene einem echten Wettbewerb 
der Qualitäten Raum. 

5. Daß diese Erfolgsprämien „ohne zusätz- 
lichen Kostenaufwand“ gewährt werden müs- 
sen, stellt klar, daß sie, auch zur Vermeidung 
jeder Übersteigerung, aus den Einsparungen 
mitbestritten werden müssen, die notwendig 
dadurch eintreten, daß erfahrungsgemäß ein 
Teil der Leistungsversprechen von den unbe- 
kannten Empfängern nicht eingelöst wird. 
Über den Gesamtnennwert aller angedruckten 
Einzelansprüdie hinaus dürfen weitere Auf- 
wendungen zur Aussetzung von Prämien 
nicht gemacht werden. 

6. Es ist nicht willkürlidi, daß auch das Tat- 
bestandsmerkmal unter Buchstabe b zur not- 
wendigen Voraussetzung der Zulässigkeit der 
fraglichen Werbesysteme gemacht wird. Denn 
während die auf den Werbeträgern verbrief- 
ten geringwertigen Leistungsansprüche ledig- 
lidi die Aufmerksamkeit der Verbraucher 
wachrufen, die von den Werbungsträgern die 
das Leistungsversprechen verbriefende Marke 
etwa abschneiden und die Werbung dabei an- 
sehen und lesen, wird die Intensivierung der 
Werbung durch diese Erfolgsprämien auf ganz 
neuartige Weise gefördert. Durch das Ein- 
sammeln der Werbungsträger werden die be- 
treffenden Systeme in Funktion gesetzt, die 
Werbung in ständigem Umlauf gehalten und 
allüberall auf neutraler Ebene Unterhaltun- 
gen über die Qualitäten der Waren in Gang 
gebradit. 

Infolge des so erzielten höheren Wirkungs- 
grades wird eine Einsparung an Werbungs- 



kosten im Interesse der Verbilligung der Wa- 
ren möglich. Außerdem tritt eine Verbilligung 
der Waren für die Verbraucher dadurch ein, 
daß ihnen in Gestalt der Leistungsversprechen 
ein Teil der Kosten der Werbung zufließt. 

7. Die Rechtsprechung sah sich nun bei der 
Prüfung eines ersten Beispieles einer solchen 
Werbung nicht in der Lage, die Grundsätze, 
die hinsiditlich der rechtlidien Beurteilung der 
Sammelfähigkeit an sich geringwertiger Zu- 
gaben seit langem herausgearbeitet worden 
sind, beiseite zu schieben. Die Gerichtspraxis 
hat stets danach getrachtet, durch die Einfüh- 
rung des Begriffes der „Sammelzugabe“ Miß- 
bräuchen vorzubeugen, die auf dem Umwege 
über den für sidi geringwertigen Gutschein 
zur Wertreklame hinüberführen und damit 
unerwünschten Auswüchsen Tür und Tor öff- 
nen. Es schien bedenklich, diese Rechtspre- 
chung aufzugeben und es muß Sache des Ge- 
setzgebers sein, durch eine Ergänzung der 
ZVO diesen neuen Werbearten den Weg frei 
zu madien, ohne daß damit von der zur Frage 
der sog. „Sammelzugaben“ vorliegenden 
Rechtsprechung abgegangen zu werden 
braucht. 

Deshalb bestimmt der vorliegende Ergän- 
zungsantrag, daß in Fällen solcher Werbun- 
gen die Möglichkeit eines beliebigen „Zusam- 
mensparens von Leistungsansprüchen“ — ähn- 
lich dem Sparen von Rabattmarken — die Zu- 
lässigkeit der Werbung nicht berührt. 

8. Artikel 1 trifft weitgehende Sicherungen 
gegen etwaige Mißbräuche. Um jede Gefahr 
einer Übersteigerung usw. von vornherein zu 
bannen, ist vorgeschrieben, daß die Leistungs- 
ansprüche bereits von geringfügiger Flöhe an 
eingelöst werden können, d. h. verwertbar 
sind. Der Versprechensempfänger hat es in 
der ITand, sie alsbald und sdion im Betrage 
weniger Pfennige zu realisieren. Der Begriff 
der geringwertigen Höhe ist bei der Aus- 
legung des § 1 der ZVO ausgiebig erörtert. Er 
kann als wohldefiniert gelten mit der Ein- 
schränkung, die derartigen Schätzungsbegrif- 
fen, welche immer eine gewisse Blankovoll- 
macht für die Auslegung erteilen, notwendig 
eignet. 

Über die Geringwertigkeit hinaus muß das 
einzelne Leistungsversprechen aber auch noch 
Innerhalb der Rabattgrenze liegen (z. B. 
3 V. H.). Es werden also gegenüber der nach 
der ZVO erlaubten Zugabe hier höhere An- 
forderungen gestellt. 


Auch hinsichtlich der Erfolgsprämien wird 
durch Festsetzung eines Höchstbetrages eine 
Übersteigerung verhindert. Bei Werbemetho- 
den der hier fraglichen Art muß praktisch eine 
nahezu „stete Realisierbarkeit“ der Leistungs- 
verspredien existieren. Jede Bezugsbindung 
oder „Beeinträchtigung der freien Koiisum- 
wahl“ ist damit vermieden. 

9. Man kann zusammenfassend sagen, daß bei 
den in Frage stehenden Werbesystemen unter 
Berücksichtigung moderner werbepsydiolo- 
gisdier Erkenntnisse „für die Werbung ge- 
worben wird“. Die Natur dieser Werbungen 
führt dabei dazu, daß ihnen keinerlei Aus- 
schließlichkeit für eine bestimmte Ware eigen 
ist. Es führt im Gegenteil der Aufbau solcher 
Werbesysteme notwendig dazu, für dieselbe 
Warenart verschiedene Marken aufzuneh- 
men, um so eine einigermaßen Interessante 
Summierung der geringwertigen Leistungs- 
versprechen zu ermöglichen. Denn die Be- 
grenzung auf eine absolute und relative Ge- 
ringwertigkeit der einzelnen Leistungsver- 
sprechen läßt diese Werbesysteme nur dann 
sinnvoll funktionieren, wenn der Verbraucher 
weithin auf derartige „Kleinstplakate“ mit 
inhaltlich gleichen Leistungsansprüchen stößt. 

So ergibt sidi die Notwendigkeit zu gemein- 
samer Werbung mehrerer, ja vieler Wettbe- 
werber. Es entfällt also die mit Recht be- 
kämpfte „Bindung des Verbrauchers an die 
Ware“ hier aus der Natur der Sache. 

Werbesysteme der durch eine solche Ergän- 
zung der ZVO auch in der Bundesrepublik 
freizugebenden Art vermeiden auch eine 
lästige und volkswirtschaftlich unerwünsdite 
Belastung des Einzelhandels, wie sie z. B. bei 
Bilder- oder Figurenzugaben oft eintritt, wo 
der Einzelhändler von Kindern bestürmt 
wird, die Zugaben zu einer vollständigen 
Serie umzutauschen. Der Einzelhändler bleibt 
hier durchaus unbehelligt: Er gibt mit der 
Ware die regelmäßig vom Hersteller schon 
zugepackten Werbezettel an den Kunden wei- 
ter und hat mit ihrer Einlösung nichts zu tun. 
Er sieht vielmehr diese Werbezettel gar nicht 
mehr. Die Einlösung der Leistungsverspre- 
chen erfolgt bei überall anzutreffenden, neu- 
tralen Stellen, wie etwa bei der Bahn oder 
Post, mit der das ein solches System organi- 
sierende Unternehmen zentrale Verträge 
sdiließt, während die „Werbungsträger“ 
zwecks Erlangung der Erfolgsprämie unmit- 
telbar an die werbende Firma, also den Her- 
steller, eingesandt werden. 
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